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Neue Gesetzentwürfe:
Gesichtserkennung gegen Terrorismus in

Deutschland
Bundespolizei und BKA dürfen künftig Gesichtserkennung

nutzen, um Terroristen und Schwerverbrecher zu
identifizieren.

Die Diskussion über den Einsatz von
Gesichtserkennungssoftware in Deutschland gewinnt
zunehmend an Brisanz. Ein neuer Gesetzentwurf von
Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) sieht vor, dass das
Bundeskriminalamt und die Bundespolizei künftig die
Möglichkeit erhalten, diese Technologie im Rahmen ihrer
Ermittlungen zu nutzen. Ziel ist es, bei der Bekämpfung von
Terrorismus und schwerer Kriminalität effektiver arbeiten zu
können.

Neue Ermittlungsansätze gegen
Terrorismus

Der Gesetzentwurf erlaubt es den Ermittlungsbehörden, Bilder
aus sozialen Netzwerken mit Daten aus Online-Videos
abzugleichen – insbesondere in Fällen, die potenzielle IS-
Mitglieder betreffen. Diese Maßnahme könnte helfen, Hinweise
auf den Aufenthaltsort von Verdächtigen zu finden.

Auf Druck der Ermittler

Diese Entwicklung ist nicht ganz überraschend, da die
Ermittlungsbehörden schon länger die Verwendung solcher



Technologien fordern. Der Anlass für die verstärkten
Bemühungen war die Festnahme der ehemaligen RAF-Terroristin
Daniela Klette. Ein kanadischer Journalist hatte zuvor bereits
durch den Einsatz eines Gesichtserkennungsprogramms
mutmaßliche Bilder von Klette und ihrer Berliner Tanzgruppe
gefunden.

Technologische Möglichkeiten und
Einschränkungen

Obgleich die Gesetzesänderung den Behörden erlaubt, mithilfe
biometrischer Analysen Informationen aus dem Internet zu
nutzen, gibt es klare Grenzen. Laut Ministerium ist eine Echtzeit-
Gesichtserkennung in öffentlichen Räumen, beispielsweise über
Überwachungskameras an Bahnhöfen, nicht vorgesehen. Das
bedeutet, dass es keinen flächendeckenden Einsatz solcher
Technologien im Alltag geben wird, was häufig kritisch diskutiert
wird.

Gesellschaftliche Implikationen

Die geplante gesetzliche Regelung wirft zahlreiche Fragen zu
Datenschutz und Bürgerrechten auf. Kritiker warnen vor einem
möglichen Missbrauch der Technologie und einer potenziellen
Überwachung der Bevölkerung. Der Einsatz von
Gesichtserkennung könnte zwar die Aufklärung von Verbrechen
erleichtern, doch muss dabei auch die Privatsphäre der Bürger
gewahrt bleiben.

Fazit

Der Gesetzentwurf von Nancy Faeser könnte neue Perspektiven
in der Kriminalitätsbekämpfung eröffnen, während gleichzeitig
die Diskussion über ethische Standards und die Rechte der
Bürger intensiv weitergeführt werden muss. Es bleibt
abzuwarten, wie diese Technologien letztendlich in der Praxis
eingesetzt werden und welche Auswirkungen sie auf die



Gesellschaft haben werden.

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de
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